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Prüfung der Jahresrechnung für die Jahre 2027 bis 2031 für die AOK Nordost (SAVE_305_2026_304)
ANLAGE D.01 – MUSTERVERTRAG
[bookmark: _Hlk127952494][bookmark: _Hlk129762456]Vertrag[footnoteRef:1] über [1:  Der nachfolgende Hinweis wird vor Zuschlag entfernt:
Bei Aufträgen, die im Wege eines Vergabeverfahrens vergeben werden, erfolgt der Vertragsschluss grundsätzlich bereits mit der Erteilung des Zuschlags. Eine gegenseitige Unterschrift erfolgt dann lediglich zu Dokumentationszwecken. In Ausnahmefällen kann jedoch die Schriftform vorgeschrieben sein (Bsp.: § 56 SGB X). In diesen Fällen sind die jeweils vorgegebenen Formvorgaben zu beachten (Bsp.: Unterschrift).] 

die Prüfung der Jahresrechnung
für die AOK Nordost. Die Gesundheitskasse.


zwischen 
AOK Nordost. Die Gesundheitskasse.
14467 Potsdam
– im Folgenden auch Auftraggeberin genannt –
und 
______________________________________________________
______________________________________________________
______________________________________________________
– im Folgenden auch Auftragnehmer/in genannt –

gemeinsam im Folgenden als die Parteien bezeichnet
wird folgender Vertrag geschlossen:
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[bookmark: _Toc473114200][bookmark: _Toc473637843][bookmark: _Hlk127860360]
Präambel
Die AOK Nordost – Die Gesundheitskasse ist die Allgemeine Ortskrankenkasse für Berlin, Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern mit Sitz in Potsdam. Sie ist Teil der gesetzlichen Krankenversicherung in Deutschland und mit etwa 1,56 Millionen Versicherten die größte gesetzliche Krankenkasse im Nordosten Deutschlands.
[bookmark: _Toc1829284245]Vertragsgegenstand
[bookmark: _Toc139442786]Der Auftragnehmer wird von der Auftraggeberin mit der vertragsgegenständlichen Leistung beauftragt. Die beinhaltet die Prüfung der Jahresrechnung für die Auftraggeberin, ihre Ausgleichskassen nach dem AAG sowie die Pflegekasse der Auftraggeberin beginnend mit dem Prüfungsjahr 2027.
(1) In Zweifelsfällen ist für die Auslegung des Vertrages der in den gesamten Vergabeunterlagen zum Ausdruck gekommene Wille der Auftraggeberin maßgebend. Als Widerspruch gilt nicht, wenn in den Vergabeunterlagen oder im Vertrag Nebenpflichten einer Partei begründet werden, die im jeweils anderen Dokument fehlen.
[bookmark: _Toc1773897964]Vertragsbestandteile
(2) Sämtliche Leistungen müssen unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften und Regelungen erfolgen. Vertragsbestandteile sind folgende Unterlagen in nachstehender Reihenfolge
1. dieser Vertrag nebst seinen Anlagen 
2. die veröffentlichte Leistungsbeschreibung
3. [bookmark: _Hlk233716492]die Bieterrundschreiben / Antwortschreiben auf Bieterfragen (wobei im Falle des Widerspruchs das jeweils jüngere Schreiben dem älteren vorgeht)
4. die Bewerbungsbedingungen zum Vergabeverfahren, welche Grundlage für die Vergabe des hier gegenständlichen Auftrags war, nebst allen Anlagen und Anhängen
5. das Protokoll bzw. der Schriftverkehr zu den Verhandlungsgesprächen, sofern der Auftrag im Wege einer freihändigen Vergabe oder eines Verhandlungsverfahren vergeben wurde
6. die Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 1. Juli 2026 (soweit nicht einzelne Regelungen durch abweichende Regelungen in diesem Vertrag oder anderen höherrangigen Vertragsbestandteilen ausgeschlossen werden).
7. das Angebot des Auftragnehmers vom xx.xx.xxxx.
(3) Im Falle von Widersprüchen gelten die Bestandteile des Vertrages in der sich aus vorstehendem Abs. 1 ergebenden Rang- und Reihenfolge. Soweit innerhalb einer Ziffer eines Vertragsbestandteils Widersprüche bestehen, gilt grundsätzlich die dort genannte Rang- und Reihenfolge unter der Prämisse, dass die jeweils weitergehende und/oder qualitativ höherwertige Anforderung/Leistung als vereinbart gilt. Keine Anwendung findet diese ausschließlich für Widersprüche geltende Rangfolge, sofern sich eine etwaige Unklarheit und/oder Unvollständigkeit in einer vorrangigen Vertragsgrundlage durch eine nachrangige Vertragsgrundlage beseitigt/vervollständigt lässt.
(4) Allgemeine Geschäftsbedingungen, Allgemeine Leasingbedingungen, Allgemeine Servicevertragsbedingungen und ähnliche des Auftragnehmers sind ausgeschlossen und werden auch nicht nachrangig Vertragsbestandteil.
[bookmark: _Toc1964220519]Grundsätze der Zusammenarbeit, Weitergabe von Informationen, Austausch von Personal
(1) Die Parteien verpflichten sich, konstruktiv und loyal zusammenzuarbeiten. Sie werden sich wechselseitig und unverzüglich über alle Umstände und Geschehnisse informieren, die für die Zusammenarbeit nach diesem Vertrag von Bedeutung sind oder sein können.

(2) Die Auftraggeberin darf Vertragsinhalte und Auskünfte zur Ausführung des Vertrages an Behörden (insbesondere Aufsichtsbehörden) weitergeben, wenn sie hierzu rechtlich verpflichtet ist.

(3) Einen Austausch der zur Vertragserfüllung eingesetzten Mitarbeiter wird der Auftragnehmer der Auftraggeberin mindestens 14 Tage im Voraus schriftlich anzeigen, sofern der Austausch nicht auf unvorhergesehenen Ereignissen, wie z.B. Krankheit oder Todesfall beruht. Bei der Entscheidung über das „Ob“ einer Ersetzung und der Auswahl einer Ersatzkraft wird der Auftragnehmer die Interessen der Auftraggeberin angemessen berücksichtigen. Eine Ersetzung ist nur möglich, wenn die Ersatzkraft über mindestens gleichwertige Erfahrungen und Qualifikationen wie die/der zu ersetzende Mitarbeiter/in verfügt. Kosten für die Einarbeitung einer Ersatzkraft trägt der Auftragnehmer. 

(4) Die Auftraggeberin kann jederzeit mit Begründung den Austausch von der Auftragnehmerin zur Vertragserfüllung eingesetzter Arbeitnehmer oder Dritter verlangen, wenn sie feststellt, dass jemand nicht die geeignete Qualifikation und Erfahrung besitzt oder aus einem anderen sachlichen Grund ungeeignet ist. Durch den Austausch entstehende Kosten einschließlich Kosten für die Einarbeitung der Ersatzkraft trägt der Auftragsnehmer.

(5) Die Auftraggeberin kann sich über die vertragsgemäße Ausführung der Leistung jederzeit unterrichten lassen.

(6) Für eine hochwertige Vertragserfüllung gewährleistet der Auftragnehmer bei einem Austausch einen angemessenen Wissens- und Informationstransfer.

(7) Ansprechpartner(in) der Auftraggeberin: N.N.
Ansprechpartner(in) des Auftragnehmers: ………………….
 
[bookmark: _Toc573464028] Leistungen des Vertragspartners
(1) Die Prüfung ist vorzunehmen unter Berücksichtigung der Vorgaben in der Leistungsbeschreibung sowie in Anlehnung an § 317 HGB und die vom Institut der Wirtschaftsprüfer e.V. (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsgemäßer Abschlussprüfung (GoA).

(2) Die Prüfungsergebnisse sind in Prüfungsberichten für die Krankenversicherung (einschließlich des Ausgleichs nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz) und der Pflegeversicherung festzuhalten, die in Anlehnung an § 321 Absatz 1 HGB erstellt werden. 

(3) Der Prüfungsbericht muss geeignet sein, sowohl gegenüber der Aufsichtsbehörde der Auftraggeberin als auch gegenüber dem AOK-Bundesverband und seinen Gremien, die Finanzsituation der Auftraggeberin deutlich darzustellen. Er beinhaltet eine ausführliche Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden.

(4) Bei Bedarf und auf Anforderung der Auftraggeberin hat der Auftragnehmer einen Management Letter zum Angebotspreis zu erstellen.

(5) Der Auftragnehmer erwirbt keine Rechte an den durch die Auftraggeberin übermittelten Daten und an den in ihren Besitz geratenen Unterlagen. Die Weitergabe der Ausgangspost sowie Unterlagen oder deren sonstige Verwendung durch den Auftragnehmer ist untersagt.
 
[bookmark: _Toc1334724495]Mitwirkung der AOK
(1) Die Auftraggeberin stellt dem Prüfungsteam die notwendigen Arbeitsräume / Büros, Technik und Systemberechtigungen sowie kompetente Ansprechpartner zur Verfügung. 

(2) Die Auftraggeberin erteilt dem Auftragnehmer grundsätzlich die Erlaubnis, nach Ablauf von 6 Monaten nach Vertragsbeginn, die Tätigkeit für die Auftraggeberin als solche als Referenz (z. B. im Rahmen von Bewerbungen, Ausschreibungen) zu benennen und hierbei auch Leistungszeiten und Rechnungswerte mitzuteilen. Die Inhalte, die weitergegeben werden sollen, sind vor Weitergabe an Dritte der Auftraggeberin vorzulegen. Die Zustimmung zur Weitergabe verweigert die Auftraggeberin nur dann, wenn berechtigte Interessen entgegenstehen. 
(3) Im Übrigen findet Nummer 3 (Mitwirkungspflichten des Auftraggebers) der Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 1. Juli 2026 Anwendung.
 
[bookmark: _Toc1094861141]Vergütung / Rechnungslegung	
(1) Abweichend von Nummer 13 Abs. 1 der Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 1. Juli 2026 zahlt die Auftraggeberin für die vom Auftragnehmer zu erbringenden Leistungen einen jährlichen Festpreis.

(2) Die Höhe der Vergütung richtet sich nach den angebotenen Festpreisen.

(3) Es werden folgende jährliche Abschlagszahlungen vereinbart:

1. nach Abschluss der Vorprüfung: 	30 % des Festpreises für das Prüfungsjahr	

2. nach Fertigstellung der Prüfberichte: 50 % des Festpreises für das Prüfungsjahr

3. nach Präsentation im Verwaltungsrat: 20 % des Festpreises für das Prüfungsjahr.

(4) Der jeweilige Festpreis ist ein Gesamtpreis. Reisekosten, Nebenkosten, sonstige Kosten bzw. Auslagen im Sinne der Nummer 13 Abs. 1 der Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 1. Juli 2026 werden nicht gesondert vergütet.

(5) Die Vergütung kann für den Fall entsprechend erhöht werden, dass nicht vorhersehbare Umstände im Bereich der Auftraggeberin eintreten, die den Bearbeitungsaufwand erheblich ausweiten. Der Vertragspartner muss in so einem Fall der Auftraggeberin rechtzeitig Hinweise geben und hat in Textform darzulegen, aus welchen Gründen ein erheblich erhöhter Bearbeitungsaufwand erforderlich sei. Über diese Erhöhung ist eine schriftliche Zusatzvereinbarung abzuschließen.

(6) Der Auftragnehmer erstellt seine Rechnung bei Fälligkeit der jeweiligen Abschlagszahlung.

(7) Die Zahlung erfolgt bargeldlos nach vollständiger Erfüllung der (Teil-)Leistung innerhalb von 14 Werktagen nach Eingang der prüfbaren Rechnung bei der Auftraggeberin für die jeweilige Abschlagszahlung.
 
[bookmark: _Toc1334713455]Gewährleistung, Haftung 
(1) Der Auftragnehmer haftet für die ordnungsgemäße Erfüllung der Leistung unter Berücksichtigung der anwendbaren gesetzlichen und berufsständischen Vorschriften. Die Haftung erstreckt sich auch auf schadensverursachendes Handeln bzw. Unterlassen der Erfüllungsgehilfen (§ 278 BGB) und der Verrichtungsgehilfen (§ 831 BGB). Die Haftung ist begrenzt durch Nummer 9 der Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 1. Juli 2026.

(2) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, für die Dauer des Vertragsverhältnisses eine Berufshaftpflichtversicherung vorzuhalten, welche den Anforderungen des § 54 Wirtschaftsprüferordnung (WPO) in der jeweils aktuellen Fassung entspricht. Die Versicherungspolice ist der Auftraggeberin spätestens vier Wochen vor Beginn der jeweiligen jährlichen Vorprüfung unaufgefordert vorzulegen. Wird eine den genannten Anforderungen entsprechende Berufshaftpflichtversicherung trotz vorheriger Aufforderung seitens der Auftraggeberin vom Vertragspartner nicht vorgelegt, kann die Auftraggeberin den Vertrag aus wichtigem Grund kündigen. Für diesen Fall gelten die Regelungen in § 8 Abs. 4 Nr. 5 bis Nr. 7.
 
[bookmark: _Toc1652894198]Inkrafttreten / Laufzeit / Kündigung 
 
(1) Die Leistungen werden auf die Dauer von fünf Jahren ab dem 01.10.2027 vergeben. Die Beauftragung endet somit spätestens zum 30.09.2032.

(2) Sollten sich die zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses bestehenden tatsächlichen oder rechtlichen Rahmenbedingungen während der Vertragslaufzeit so wesentlich ändern, dass die Parteien den Vertrag nicht oder mit anderem Inhalt geschlossen hätten, so kann eine Anpassung des Vertrages an die geänderten Verhältnisse verlangt werden, soweit einem Teil unter Berücksichtigung aller Umstände ein Festhalten am unveränderten Vertrag nicht zugemutet werden kann.

(3) Das Recht der Parteien zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund entsprechend § 314 BGB bleibt unberührt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor,

1. wenn gesetzliche, aufsichtsbehördliche oder gerichtliche Maßnahmen dem Vertrag die Grundlage entziehen und eine Vertragsanpassung nicht möglich oder einem der beiden Vertragspartner nicht zumutbar ist,

2. wenn die Auftraggeberin sich mit einer oder mehreren anderen Krankenkassen vereinigt und die neue Krankenkasse die Fortsetzung des Vertrages ablehnt,

3. wenn einer der Ausschlussgründe i. S. d. §§ 123, 124 GWB vorliegt,

4. wenn der Auftragnehmer gegen seine Pflicht verstößt, seinen Arbeitnehmern mindestens den gesetzlich oder tarifvertraglich geschuldeten Mindestlohn zu zahlen,

5. wenn der Auftragnehmer gegen die berufsrechtlichen Regelungen über Schweigepflichten gegenüber Dritten, Datenschutz bzw. Nummer 8 der Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 1. Juli 2026 (Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz) verstößt.

(4) Die Kündigung muss schriftlich erfolgen.

(5) Im Falle der Kündigung ist die bisherige Leistung, soweit die Auftraggeberin für sie Verwendung hat, nach den Vertragspreisen oder nach dem Verhältnis des geleisteten Teils zu der gesamten vertraglichen Leistung auf der Grundlage der Vertragspreise abzurechnen; die nicht verwendbare Leistung wird dem Auftragnehmer auf dessen Kosten zurückgewährt. Bei Kündigung oder Rücktritt sind beide Partner verpflichtet, einander die Auskünfte zu erteilen, die notwendig sind, um die jeweiligen Ansprüche zu bemessen.

(6) Die sonstigen vertraglichen und gesetzlichen Rechte und Ansprüche bleiben unberührt.
 
[bookmark: _Toc1750952729]Unterauftragnehmer
(5) Die Weitergabe von Teilleistungen an Unterauftragnehmer bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung durch die Auftraggeberin. Soweit der Einsatz oder der Austausch eines Unterauftragnehmers beabsichtigt ist, ist die Auftraggeberin im Vorfeld rechtzeitig zu informieren. Im Rahmen der Information hat der Auftragnehmer durch eine schriftliche Erklärung des Unterauftragnehmers nachzuweisen, dass er tatsächlich über die Mittel und Kapazitäten dieses Unterauftragsnehmers verfügt. Bloße Zulieferungen oder rein unterstützende Hilfstätigkeiten sind nicht als Unteraufträge im Sinne dieser Regelung zu verstehen.
Die Zustimmung gilt als erteilt für die in dem Angebot des Auftragnehmers konkret als Unterauftragnehmer benannten Unternehmen für die dort jeweils genannten Leistungen
(6) Im Falle des Einsatzes eines Unterauftragnehmers kann die Auftraggeberin den Auftragnehmer auffordern nachzuweisen, dass bei der Auswahl des Unterauftragnehmers der Wettbewerb gewahrt worden ist, soweit die Leistungen nicht auf der Grundlage, der zwischen den Parteien vertraglich festgelegten Preise vergütet werden.
(7) Die vertraglichen Vereinbarungen zwischen Auftragnehmer und Unterauftragnehmer sind so zu gestalten, dass sie den Bestimmungen des hier gegenständlichen Vertragsverhältnisses entsprechen. Durch die Übertragung von Aufgaben auf Dritte darf die pflichtgemäße Vertragserfüllung, insbesondere der Vertragszweck, die vereinbarten Termine, die Einhaltung der Vorschriften und Vereinbarungen über Datenschutz und Geheimhaltung weder gefährdet noch beeinträchtigt werden. Der Auftragnehmer hat dies durch entsprechende vertragliche Vereinbarungen mit seinen jeweiligen Unterauftragnehmern sicher zu stellen und auch sonst sämtliche erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um die in Satz 1 formulierten Anforderungen zu erfüllen.
(8) Die Auftraggeberin kann eine bereits erteilte Zustimmung widerrufen, sofern sich nachträglich herausstellt, dass der Unterauftragnehmer nicht geeignet ist, die zuständige Rechtsaufsichtsbehörde die Unterbeauftragung untersagt oder die Unterbeauftragung Störungen im Vertragsverhältnis zwischen Auftragnehmer und Auftraggeberin zur Folge hat.
(9) Der Einsatz eines Unterauftragnehmers entbindet den Auftragnehmer nicht von seinen vertraglichen und gesetzlichen Pflichten. Insbesondere bleibt seine Haftung für die vollständige und ordnungsgemäße Erbringung der vertraglich geschuldeten Leistung unberührt. Der Auftragnehmer haftet für Handlungen und Unterlassungen der Unterauftragnehmer so, als hätte er diese selbst begangen.
(10) Die Regelungen der Absätze 1 bis 6 gelten entsprechend für jede weitere Stufe in der Kette der Unterauftragnehmer. Der Auftragnehmer stellt in solchen Fällen sicher, dass nachgeordnete Unterauftragnehmer durch seine direkte Unterauftragnehmer entsprechend verpflichtet werden.
[bookmark: _Toc391353759]Vertraulichkeit
(1) Die Auftraggeberin wird alle zu ihrer Kenntnis gelangenden Geschäftsvorgänge sowie alle damit zusammenhängenden Unterlagen und Daten des Auftragnehmers streng vertraulich behandeln. Die Auftraggeberin verpflichtet sich, die Geheimhaltungspflicht sämtlichen Angestellten und/oder Dritten, die Zugang zu den vorbezeichneten Geschäftsvorgängen haben, aufzuerlegen. Die Geheimhaltungspflicht gilt zeitlich unbegrenzt über die Dauer dieses Vertrages hinaus. Die Datenschutzbestimmungen dieses Vertrages sind zu beachten.
(2) In gleicher Weise wird der Auftragnehmer über von der Auftraggeberin erlangte Betriebsgeheimnisse, Unterlagen und sonstigen Kenntnisse Stillschweigen bewahren. 
(3) Die Parteien sind verpflichtet, alle im Rahmen des Vertragsverhältnisses erlangten vertraulichen Informationen, Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse vertraulich zu behandeln. Zur Erbringung der Leistung erforderliche Unterlagen können an Unterauftragnehmer gegeben werden, wenn der Datenschutz garantiert ist und entsprechende Datenschutzerklärungen und Prozessbeschreibungen sowie Datenflussbeschreibungen der Auftraggeberin vorgelegt werden.
(4) Die Weitergabe darf nur im Rahmen der vertraglich vereinbarten Zwecke erfolgen. Der Erfahrungsaustausch der Auftraggeberin mit und innerhalb der öffentlichen Hand bleibt unbenommen, ebenso wie die Erfüllung gesetzlicher Pflichten der Auftraggeberin. Unberührt bleibt die Pflicht zum vertraulichen Umgang mit, auf Grundlage dieses Vertrages, erlangten Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen. 
(5) Die Parteien werden alle im Zusammenhang mit der Durchführung dieses Vertrages erlangten Kenntnisse und Informationen nur für den vertraglichen Zweck nutzen, zu dem sie übermittelt worden sind und nicht ohne die vorherige schriftliche Zustimmung des jeweiligen anderen Partners Dritten zugänglich machen oder gegenüber Dritten verwenden. Das Zustimmungserfordernis gilt nicht für gesetzlich vorgesehene Auskünfte gegenüber Behörden.
[bookmark: _Toc508122490]Sonstige Bestimmungen
(1) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, bei der Erfüllung seiner vertraglichen Leistungen die einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere des Mindestlohngesetzes und des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes – soweit er dazu nach § 20 des Mindestlohngesetzes verpflichtet ist – in der jeweils aktuellen Fassung zu beachten. Bei der Einschaltung von Unterauftragnehmern sind die vertraglichen Vereinbarungen zwischen dem Auftragnehmer und Unterauftragnehmern so zu gestalten, dass sie den Bestimmungen des hier gegenständlichen Vertragsverhältnisses entsprechen. Werden gegenüber der Auftraggeberin Ansprüche aufgrund des Mindestlohngesetzes geltend gemacht, besteht ein Freistellungsanspruch der Auftraggeberin gegenüber dem Auftragnehmer. Der Auftraggeberin ist auf Verlangen jederzeit eine umfassende und unverzügliche Auskunft in Bezug auf Zahlung des Mindestlohns zu erteilen.
(2) Ansprüche der Vertragsparteien aus diesem Vertrag müssen innerhalb von 6 Monaten nach ihrer Entstehung schriftlich gegenüber der anderen Partei geltend gemacht werden. Andernfalls sind sie ausgeschlossen.
(3) Der Vertrag unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des Internationalen Privatrechts und des UN-Kaufrechts.
(4) Als ausschließlichen Gerichtsstand für Streitigkeiten aus diesem Vertrag unter Kaufleuten, juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtlichen Sondervermögen vereinbaren die Parteien Potsdam.
[bookmark: _Toc202509896][bookmark: _Toc218215285]Salvatorische Klausel
(1) Änderungen dieses Vertrags oder seiner Bestandteile bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für eine Änderung dieser Klausel. Mündliche Nebenabsprachen haben keine Wirkung.
(2) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrags unwirksam sein oder werden, oder sollte der Vertrag eine Regelungslücke enthalten, so wird hierdurch die Wirksamkeit des Vertrags im Übrigen nicht berührt.




______________, den ____.____._____		______________, den ____.____._____



________________________________	________________________________
Für den Auftragnehmer	Für die Auftraggeberin
[Name]							[Name]
[Funktion]		[Funktion]
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